
Bundessozialgericht

- 11 RA 27/81 —

ngkäggätlägz I m N a m e n‘ d e 3 V o l k e s

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

o.ononn...noooo.oo..n-ooo....cooooo..ooooooouocnooooooo.

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: ................................

g e g e n

000000000000............l...ll.O......IOOOOOOOQOOCCOOODOl

Beklagte und Revisionsklägerin,

beigeladen:

.....o.......00l0'00000000000'0..oooootouoouo'ooooo■oooo

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd-

liche Verhandlung vom 18. März 1982

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden—Württemberg vom 9. Dezember 1980

wird in der Sache zurückgewiesen.

Die Kostenentscheidungen der Vorinstanzen werden aufge-

hoben; außergerichtliche Kosten sind im Rechtsstreit

nicht zu erstatten.
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Streitig ist, ob die klagende geistliche Genossenschaft die

Beigeladene für die Zeit vom 28. Februar 1967 bis Februar

1976 bei der Beklagten gem 5 9 Abs 5 des Angestelltenversi-

cherungsgesetzes (AVG) nachversichern muß.

Die Beigeladene war in dieser Zeit Mitglied der Klägerin und

als Hauptlehrerin an der von der Klägerin betriebenen Mäd-

chénschule tätig. Das Land Baden-Württemberg berief sie am

28. Februar 1967 zur Probe und ab Januar 1970 auf Lebenszeit

in das Beamtenverhältnis. Im Februar 1976 beendete die Bei—

geladene ihre Mitgliedschaft bei der Klägerin, nicht jedoch

ihre Unterrichtstätigkeit und das Beamtenverhältnis.

Die Klage gegen die von der Beklagten für die Zeit ab April

1960 angeordnete Nachversicherung (Bescheid vom 12. November

1976, Widerspruchsbescheid vom 17. März 1977) hatte in den

Vorinstanzen für die streitige Zeit Erfolg; der Nachversiche-

rungsbescheid wurde insoweit aufgehoben (Urteile des Sozial—

gerichts -SG— Karlsruhe vom 25. April 1978 und des Landessc-

zialgerichts —LSG—Baden—Württemberg vom 9. Dezember 1980).

Das LSG verneinte die Nachversicherungspflicht, weil die Klä-

gerin in der streitigen Zeit nach 5 2 Abs 1 Nr 1 oder nach
5 2 Abs 1 Nr 7 AVG versicherungspflichtig gewesen sei; es
ließ offen, ob Nr 1 sich neben Nr 7 überhaupt anwenden las-

se. Nr 1 sei erfüllt, weil zwischen der Beigeladenen und dem

Land Baden-Württemberg ein nach dieser Vorschrift versiche-

rungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis bestanden habe.

Ebenso sei der Tatbestand der Nr 7 in der Fassung vor und

nach dem Rentenreformgesetz (RRG) vom 16. Oktober 1972 ge-
geben; auch hier sei es unerheblich, daß das Land Baden-Würt-

temberg das Gehalt — mit Zustimmung der Beigeladenen - unmit-
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telbar der Klägerin überwiesen habe.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Beklagte

eine Verletzung der 55 2 Abs 1 Nr 7 und 9 Abs 5 AVG. Die

Versicherungspflicht von Ordensmitgliedern richte sich

ausschließlich nach 5 2 Abs 1 Nr 7 AVG; Barbezüge im Sin-

ne dieser Vorschrift habe die Beigeladene nicht erhalten.

Die Beklagte beantragt,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben

und die Klage abzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beigeladene ist im Revisionsverfahren nicht ver—

treten.

II

Die Revision der Beklagten ist in der Sache unbegründet;

die Klägerin muß die Beigeladene nicht auch für die

streitige Zeit nachversichern.

Nach 5 9 Abs 5 AVG — idF des RRG, die beim Ausscheiden

der Beigeladenen aus der Klägerin galt und daher maßge-

bend ist - sind (ua) satzungsmäßige Mitglieder geistli—

cher Genossenschaften, die aus ihrer Gemeinschaft aus-

scheiden, für die Zeit ihrer Mitgliedschaft in der Ge—
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meinschaft nachzuversichern, in denen sie aus anderen Grün—

den als wegen einer Schul—‚ Fachschul- oder Hochschulaus-

bildung der Versicherungspflicht nicht unterlagen (1. Alter-

native) oder nach 5 8 Abs 3 AVG befreit waren (2. Alternati—
ve). Da letzteres nicht der Fall war, hängt die Nachversi-

cherung der Beigeladenen davon ab, ob sie in der streitigen

Zeit der Versicherungspflicht nicht unterworfen war, wobei

eine Schul—, Fachschul— oder Hochschulausbildung als Grund

hierfür von vornherein nicht in Betracht kommt.

Bei der sonach gebotenen Prüfung der nicht bestandenen Ver-

sicherungspflicht kann der Senat nicht der von der Beklag-

ten vertretenen Auffassung folgen, daß lediglich die Versi-

cherungspflicht nach 5 2 Abs 1 Nr 7 AVG gemeint sei. Diese
Vorschrift begründet zwar eine Versicherungspflicht eigens

für Mitglieder geistlicher Genossenschaften, an die in 5 9

Abs 5 AVG gewiß in erster Linie gedacht ist; der Wortlaut

des 5 9 Abs 5 enthält jedoch keine Einschränkung auf die

fehlende Versicherungspflicht nach 5 2 Abs 1 Nr 7 AVG; dies
wäre auch nicht sinnvoll, weil Zeiten einer anderweitigen

Versicherungspflicht ebenfalls keiner Nachversicherung be—

dürfen.

Allerdings meinen die Beklagte und wohl auch die Klägerin,

die Prüfung beschränke sich gleichwohl auf die Versicherungs-

pflicht nach 5 2 Abs 1 Nr 7 AVG, weil sich die Versicherungs-

pflicht von Mitgliedern geistlicher Genossenschaften aus—
schließlich nach dieser Spezialvorschrift richte. Auch die-

ser Meinung tritt der Senat nicht bei.

5 2 Abs 1 Nr 7 AVG ist mit Wirkung vom 1. März 1957 geschaf-
fen worden. Nach der damaligen Fassung waren die Mitglieder

geistlicher Genossenschaften — abgesehen von Ausbildungszei—

ten - versicherungspflichtig, wenn sie sich aus überwiegend

religiösen oder sittlichen Beweggründen mit Krankenpflege,

Unterricht oder anderen gemeinnützigen Tätigkeiten beschäf-

tigten und persönlich neben dem freien Unterhalt Barbezüge
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von mehr als einem Zehntel der monatlichen Beitragsbe—

messungsgrenze erhielten. Nach der Fassung durch das

RRG sind sie — wiederum abgesehen von Ausbildungszeiten -
während ihrer Tätigkeit für die Gemeinschaft (gleich

welcher Art nun) versicherungspflichtig, wenn die per—

sönlichen Barbezüge ein Achtel der genannten Grenze
übersteigen.

Aus dieser Abgrenzung der Versicherungspflicht ergibt

sich nicht, daß die Mitglieder geistlicher Genossen—

schaften nicht nach 5 2 Abs 1 Nr 1 AVG versicherungs—

pflichtig sein könnten, wenn sie, wie in Nr 1 verlangt,

"als Angestellte gegen Entgelt beschäftigt" sind. Die

Rechtsprechung hat eine solche Versicherungspflicht für

diejenigen Mitglieder bejaht, die zu einem Dritten in
einem entgeltlichen Beschäftigungsverhältnis stehen, ob-

gleich die Mitglieder auch auf diese Weise "für den Or—

den" tätig werden; dabei vurde es für unerheblich ange—

sehen, ob sie das Entgelt aus dem Beschäftigungsverhält—

nis der Gemeinschaft zukzmmen ließen (BSGE 13, 76 f; 25,
2h, 26; SozR 5050 5 15 ur 11). Die Entstehungsgeschichte

des 5 2 Abs 1 Nr 7 AVGalter und neuer Fassung (BT—
Drucks II/3080 und VI/3167, Begründung jeweils zu 5 1227

Abs 1 Nr 5 RVO) läßt nicht erkennen, daß es ab März 1957

keine derart begründete Versicherungspflicht nach 5 2

Abs 1 Nr 1 AVG mehr geben sollte, vielmehr nun allein @ 2

Abs 1 Nr 7 AVG maßg hend sei. Dem stünde auch entgegen,

daß beide Vorschriften an unterschiedliche Verhältnisse

anknüpfen: Nr 7 an das Verhältnis des Mitglieds zu seiner

Gemeinschaft, Nr 1 dagegen an das Verhältnis zu einem

Dritten als Arbeitgeber. Das bestätigen die Bestimmungen

über die Beitragsentrichtung in 5 112 Abs 4 AVG; nach ih—
nen hat neben dem Versicherten (dem Mitglied) demgemäß

im Falle Nr 7 die Gemeinschaft und im Falle Nr 1 der Ar-

beitgeber die Pflichtbeiträge zu tragen.

Die in 5 112 Abs 2 AVG festgelegte Höhe der Beiträge lie—
fert zugleich ein weiteres Argument für die vom Senat
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vertretene Ansicht. Auch die Beiträge berechnen sich näm-

lich unterschiedlich, und zwar bei Versicherungspflicht

nach Nr 1 aus dem bezogenen Bruttoarbeitsentgelt, bei Ver—

sicherungspflicht nach Nr 7 aus den Geld- und Sachbezügen,

die die Mitglieder persönlich erhalten. Angesichts dessen

würde der Ausschluß der Versicherungspflicht nach 5 2 Abs 1
Nr 1 AVG im Regelfall den Versicherungsschutz des Ordens-

mitglieds verkürzen und es schlechter als andere Arbeitneh-

mer stellen. Im allgemeinen sind die Geld— und Sachbezüge,

die die Gemeinschaftsmitglieder persönlich erhalten, gerin-

ger als das Bruttoarbeitsentgelt aus dem zu dem Dritten ein—

gegangenen Beschäftigungsverhältnis. Bei den Geld- und Sach-

bezügen im Rahmen des 5 2 Abs 1 Nr 7 AVG kann, weil nur das
Verhältnis des Mitglieds zu seiner Gemeinschaft betroffen

wird, wie auch in den Worten "persönlich erhalten" zum Aus-

druck kommt, allein auf die Bezüge abgestellt werden, welche

die Gemeinschaft entweder ihrerseits dem Mitglied zuwendet

oder ihm aus einer Tätigkeit für die Gemeinschaft beläßt.

Das vom Land Baden—Württemberg der Beigeladenen gezahlte Ge-

halt kann deshalb entgegen der Auffassung des LSG bei einer

Versicherungspflicht nach 5 2 Abs 1 Nr 7 AVG nicht berück-
sichtigt werden. Dagegen stellt das Gehalt, wie das LSG zu-
treffend dargelegt hat, ein Entgelt iS des 5 2 Abs 1 Nr 1

AVG dar, weil es eine Gegenleistung des Landes für die ihm

von der Beigeladenen erbrachte Dienstleistung ist und die

unmittelbare Abführung an die Klägerin im Rahmen des 5 2 Abs

1 Nr 1 AVGkeine Bedeutunghat (BSGE13 aaO).

Es kann aber nicht angenommen werden, daß der Gesetzgeber

der Rentenreform von 1957 bzw des RRG von 1972 den Versiche-

rungsschutz von Ordensmitgliedern schmälern wollte; seine Ab-

sicht war im Gegenteil dessen Erweiterung dadurch, daß künf-

tig auch (unter gewissen Voraussetzungen) das Verhältnis des
Mitglieds zu seiner Gemeinschaft der Versicherungspflicht

unterworfen sein sollte. Deshalb müssen von der Versicherungs-

pflicht nach @ 2 Abs 1 Nr 7 AVG diejenigen Fälle ausgenommen
sein, in denen sich die Tätigkeit des Mitglieds "für den Or-

den", wie hier in der streitigen Zeit, in einem entgeltli-
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lichen Beschäftigungsverhältnis zu einem Dritten (hier:
dem Land als Arbeitgeber) vollzieht. Diese Fälle sind

5 2 Abs 1 Nr 1 AVG unterzuardnen. Dem steht nicht entge-

gen, daß im Wortlaut des @32Abs 1 Nr 7 AVG- anders als
in den Nrn 2a, 10 und 11 — auf den Vorrang der Versiche-
rungspflicht nach Nr 1 nicht verwiesen wird; dieser Vor—

rang ergibt sich auch so aus den dargestellten Erwägun-

gen.
{

Bestand aber in der streitigen Zeit eine Versicherungs—
pflicht nach @ 2 Abs 1 Nr 1 AVG — was für den Fall der
Anwendbarkeit dieser Vorschrift keiner der Beteiligten

bezweifelt -‚ dann mangelt es an der für die Nachversi-

cherung nach 5 9 Abs 5 AVG (1. Alternative) erforder-
lichen Voraussetzung, daßfdas Gemeinschaftsmitglied

"nicht der Versicherungsbflicht unterlag". Insoweit be—

darf es auch keiner Klärung mehr, ob die Beigeladene in
dieser Zeit, wie wohl

währsoheinlich,
wegen der ihr vom

Land Baden—Württemberg?gewährleisteten Versorgungsan—

wartschaft nach 5 6 Abs 1 Nr 5 AVG versicherungsfrei ge-
wesen ist. Dazu müßte noch eine Entscheidung der ober—

sten Verwaltungsbehörde des Landes nach 5 6 Abs 2 AVG
über die gewährleistete Versorgungsanwartschaft ergangen

sein (BSGE 50, 289, 290, 293 f), worüber das Berufungs-
urteil keine Feststellung enthält. Auch wenn die Beige—

ladene nämlich als Beamtin nach 5 6 Abs 1 Nr 3 iVm Abs 2
AVG versicherungsfrei gewesen ist, bedeutet dies nicht,

daß sie 18 des 5 9 Abs 5 AVG "nicht der Versicherungs—
pflicht unterlag". Denn dort ist nicht die Versicherungs—
pflicht im konkreten Falle, sondern die Versicherungs—

pflicht an sich gemeint; das ergibt sich schon daraus,

daß andernfalls die 2. AlternatiVe (Befreiung nach 5 8

Abs 3 AVG) in 5 9 Abs 5 AVG entbehrlich gewesen wäre. Im

übrigen wäre es auch nicht sinnvoll, die nach @ 2 Abs 1

Nr 1 AVG grundsätzlich versicherungspflichtigen, nach @

6 Abs 1 Nr 3 iVm Abs 2 AVG aber konkret versicherungs-
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freien Personen nach 5 9 Abs 5 AVG nachzuversichern, weil für

sie das Gesetz im Bedarfsfall (beim Ausscheiden aus der versi—

cherungsfreien Beschäftigung) die Nachversicherung nach @ 9

Abs 1 AVG vorsieht; wie die Versicherungspflicht nach 5 2 Abs

1 Nr 1 AVG ist auch diese Nachversicherung für sie vorteil—

hafter, weil ihr das bezogene Arbeitsentgelt zugrunde gelegt

wird, während die Nachversicherung nach 5 9 Abs 5 AVG, wie

die Beklagte zu Recht verträgt, hier und wohl auch häufig nur

nach einem in 5 124 Abs 2 AVG festgelegten geringeren "Min—

destentgelt" erfolgen könnte.

Nach alledem besteht deshalb keine Nachversicherungspflicht

nach 5 9 Abs 5 AVG. An dieser Feststellung ist der Senat auch
nicht verfahrensrechtlich deshalb gehindert, weil das Land

Baden-Württemberg nicht zum Rechtsstreit beigeladen werden

ist. Eine Beiladung des Landes, die im Revisionsverfahren

nicht nachgeholt werden kann (@ 168 Sozialgerichtsgesetz

-SGG—)‚ hätte zwar durch die Vorinstanzen gem 5 75 Abs 1 Satz
1 SGG erfolgen sollen; das Revisionsgericht muß eine unter-

lassene Beiladung von Amt51mgen jedoch nur dann beachten,

wenn die Beiladung nach 5 75 Abs 2 AVG notwendig gewesen
wäre; ein derartiger Fall liegt hier éedeeh nicht vor.

Die Revision der Beklagten war somit in der Sache zurückzu-

weisen. Bei der Kostenentscheidung hat der Senat berücksich-

tigt, daß die obsiegende Klägerin eine Körperschaft des öf—

fentlichen Rechts ist und @ 193 Abs 4 SGG für alle Körper—
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schaften des öffentlichen Rechts einen Anspruch auf

Kostenerstattung ausschließt; soweit die Vorinstanzen

der Klägerin einen Ersatzanspruch gegenüber der Be-

klagten zugebilligt haben, waren daher diese Kosten-

entscheidungen aufzuheben.
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